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Problemstellung
Ein immer wiederkehrendes Thema in De-
batten um die deutsche Vereinigung ist die
ausstehende Vereinheitlichung des Ren-
tensystems. In ihrem Koalitionsvertrag ha-
ben CDU/CSU und FDP (2009, 84) die
Verwirklichung eines »einheitlichen Ren-
tensystems in Ost und West« angekün-
digt; entsprechende Initiativen stehen aber
bislang aus. Vielmehr verweist die Bun-
desregierung in ihrer Antwort auf eine Gro-
ße Anfrage der SPD-Fraktion darauf, dass
die unterschiedlichen Interessen aller Be-
teiligten ausgewogen berücksichtigt wer-
den müssten und dass deshalb eine
schnelle Entscheidung nicht möglich sei.1
Auch entsprechende Gesetzesanträge un-
terschiedlicher Fraktionen im Deutschen
Bundestag sind daher bislang regelmä-
ßig abgelehnt worden.
Im Rentenüberleitungs-Gesetz (RÜG) von
1992 wurde festgelegt, dass bis zur voll-
ständigen Angleichung der Einkommens-
verhältnisse in Ost- und Westdeutschland
die für die Rentenberechnung maßgebli-
chen Rechengrößen unterschiedlich hoch
festzulegen sind. Damit sollte einerseits er-
reicht werden, dass sich die Renten in Ost-
deutschland im Einklang mit den Löhnen
entwickeln, andererseits aber auch, dass
sich die noch niedrigen Einkommen in den
neuen Ländern nicht auch in künftig nied-
rigen Rentenansprüchen niederschlagen.
Dies wurde dadurch erreicht, dass der All-
gemeine Rentenwert für Ostdeutschland
entsprechend dem bestehenden Rück-
stand der Ost-Löhne gegenüber den
West-Löhnen gekürzt wurde, gleichzeitig
aber die in den neuen Ländern erzielten
Einkünfte zum Zwecke der Berechnung
der erworbenen Entgeltpunkte um eben
diesen prozentualen Unterschiedsbetrag
»hochgewertet« wurden.2Ein durchschnitt-
liches Einkommen von aktuell 26 484 Euro
in Ostdeutschland generiert daher eben-
so wie ein durchschnittliches Einkommen
von 30 268 Euro in Westdeutschland 
genau einen rentenrechtlich relevanten 
Entgeltpunkt; wegen des unterschiedlich 
hoch festgelegten Rentenwerts von der-
zeit 24,37 Euro in Ostdeutschland und
27,47 Euro in Westdeutschland sind da-
mit jedoch unterschiedliche Rentenanwart-
schaften verbunden. Die Differenz ent-
spricht dabei im Grundsatz3 genau dem
noch bestehenden Unterschied der Durch-
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1 Vgl. Antwort der Bundesregierung auf die Große
Anfrage »Zwanzig Jahre Rentenüberleitung – Pers -
pektiven für die Schaffung eines einheitlichen Ren-
tenrechts in Deutschland«, BT-Drs. 17/7393 vom
19. Oktober 2011, S. 3 f.; ähnlich auch Antwort der
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage »Zu For-
derungen nach einer Angleichung des aktuellen
Rentenwerts (Ost) an den aktuellen Rentenwert so-
wie nach einem einheitlichen Rentenrecht«, BT-Drs.
16/10825 vom 11. November 2008.
2 Darüber hinaus wurde auch die Beitragsbemes-
sungsgrenze in Ostdeutschland niedriger angesetzt.
3 Tatsächlich liegen die durchschnittlichen rentenre-
levanten Durchschnittsentgelte in Ostdeutschland
derzeit um 14,3% unter jenen in Westdeutschland,
während der Unterschied beim Rentenwert nur
12,7% beträgt. Grund hierfür ist die 2004 einge-
führte »Schutzklausel Ost«, mit der gesichert wer-
den soll, dass die Veränderung des Rentenwerts
Ost nicht niedriger ausfällt als die Veränderung des
Allgemeinen Rentenwerts. Letzten Endes führt dies
zu einer Begünstigung der Ost-Rentner sowohl ge-
genüber den sozialversicherungspflichtigen Be-
schäftigen in den neuen Ländern als auch gegen-
über den West-Rentnern.Forschungsergebnisse
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schnittsentgelte zwischen Ost- und Westdeutschland. Ge-
nauso hoch fällt demnach auch der Unterschied der Eck-
rente4 in Ost- und Westdeutschland aus. Eine Verringerung
der allgemeinen Lohndifferenz zwischen neuen und alten Bun-
desländern würde dazu führen, dass sich auch der Renten-
wert (und damit die Rentenansprüche) in beiden Landestei-
len zunehmend aneinander angleichen. 
Wenn man davon ausgeht, dass die Einkommensunterschie-
de zwischen Ost- und Westdeutschland lediglich temporärer
Natur sind und es in absehbarer Zeit doch noch zu einer all-
gemeinen Angleichung des Lohnniveaus in beiden Landes-
teilen kommt, sind die bestehenden Regelungen zur Berech-
nung der Rentenansprüche durchaus akzeptabel. Wenn man
allerdings der Auffassung zuneigt, dass die Lohnunterschie-
de zwischen den beiden Landesteilen eher struktureller Na-
tur sind und eine Angleichung deswegen ohnehin nicht zu
erwarten ist, so muss nach anderen Lösungen für eine Ver-
einheitlichung des Rentensystems gesucht werden, denn »ge-
recht« ist die derzeitige Lösung nicht – aber aus anderen Grün-
den als jenen, die von den Befürwortern einer raschen Anglei-
chung der Ost-Renten gemeinhin vorgebracht werden.5
Zur Beurteilung des Rentensystems werden gemeinhin zwei
Kriterien herangezogen, nämlich die Teilhabeäquivalenz und
die Beitragsäquivalenz. Erstere gilt als verwirklicht, wenn die
erworbenen Rentenanwartschaften genau die Position in
der Einkommensverteilung in der aktiven Phase des Berufs-
lebens widerspiegeln. Tatsächlich wird dies durch die beste-
henden Regeln im Großen und Ganzen auch erreicht.6 Die
Beitragsäquivalenz hingegen würde erfordern, dass glei-
che Einkommen (und damit gleiche Beitragszahlungen) un-
abhängig von der Region auch zu gleichen Rentenansprü-
chen führen. Gerade dies Kriterium ist aber durch die der-
zeitige Ausgestaltung des Rentensystems verletzt, weil gleich
hohe Einkommen in Ost- und Westdeutschland infolge der
Hochwertung der Einkünfte bei der Entgeltpunktberechnung
in Ostdeutschland zu unterschiedlich hohen Rentenansprü-
chen in Zukunft führen. Da es auch in Westdeutschland
Regionen mit einem nur unterdurchschnittlichen Einkom-
men gibt, führt die alleinige Orientierung an aggregierten Ost-
West-Unterschieden bei den versicherungspflichtigen Ein-
künften zu einer Ungleichbehandlung zwischen beiden Lan-
desteilen.7Eine Vereinheitlichung des Rentensystems in ganz
Deutschland ist daher nicht etwa geboten, um eine etwai-
ge Benachteiligung der Ost-Rentner auszugleichen. Viel-
mehr geht es ausschließlich darum, durch Herstellung von
Teilhabe- und Beitragsäquivalenz eine Benachteiligung von
Versicherten in Westdeutschland zu vermeiden. Politisch
umsetzen lässt sich eine Reform allerdings nur dann, wenn
gleichzeitig auch eine (übermäßige) Schlechterstellung von
Versicherten in Ostdeutschland gegenüber dem geltenden
Status quo vermieden wird. 
Lösungsansätze
In den letzten Jahren sind insbesondere im politischen Raum
eine Reihe von Vorschlägen zur Vereinheitlichung des Ren-
tensystems in Ost- und Westdeutschland vorgelegt worden: 
– Die Partei DIE LINKE schlägt eine über fünf Jahre ge-
streckte Angleichung des Rentenwerts Ost an den Allge-
meinen Rentenwert vor; die Hochwertung der Entgelt-
punkte in Ostdeutschland solle allerdings auch in Zukunft
bestehen bleiben.8 Damit verbundene Mehrausgaben9
sollten aus dem allgemeinen Steueraufkommen begli-
chen werden. 
– Die Gewerkschaft VERDI schlägt eine über zehn Jahre ge-
streckte schrittweise Angleichung des Rentenwerts in Ost-
deutschland bei Fortbestand der Hochwertung der Ent-
geltpunkte vor.10Technisch soll dies durch Zuschlagszah-
lungen zur Rente gelöst werden, deren Höhe in Abhän-
gigkeit vom jeweiligen Unterschied im Rentenwert zu be-
messen ist.11 Die Zuschläge sollten allerdings nur für be-
stehende Anwartschaften gewährt werden; für neu erwor-
bene Anwartschaften bleibt es bei Anwendung des gel-
tenden Rentenwerts Ost. Auch hier sollen die entstehen-
den Mehrausgaben aus Steuermitteln gedeckt werden.
– Von der Partei Bündnis 90/DIE GRÜNEN wird vorgeschla-
gen, schon kurzfristig nur noch den Allgemeinen Renten-
wert (West) anzuwenden, im Gegenzug aber die bereits
erworbenen Entgeltpunkte so zu korrigieren, dass zu-
sammen mit dem geänderten Rentenwert die bis zum
Umstellungszeitpunkt erworbenen Rentenanwartschaf-
ten unverändert bleiben.12 Zusätzlich wird zur Bekämp-
4 Rentenhöhe bei 45-jähriger Versicherungszeit in der Gesetzlichen Renten-
versicherung mit jeweiligem Durchschnittseinkommen. 
5 Dabei wird zumeist mit einer »Gerechtigkeitslücke« zu Lasten des Ostens
argumentiert (vgl. hierzu beispielhaft die Redebeiträge zur Bundestags-
debatte am 26. Mai 2011, Plenarprotokoll 17/111.
6 Infolge der Schutzklausel Ost (vgl. Fußnote 3) sind die Rentner in Ost-
deutschland gegenüber den dortigen sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten leicht begünstigt.
7 Auch innerhalb Ostdeutschlands haben sich Löhne und Gehälter zuneh-
mend ausdifferenziert, so dass die Unterstellung eines gleichförmigen Kon-
vergenzprozesses, wie sie die geltende Rechtslage im Rentenrecht vornimmt,
zu zunehmender Ungleichbehandlung führt (vgl. Sachverständigenrat zur
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 2008, Tz. 636).
8 Vgl. Antrag »Für eine gerechte Angleichung der Renten in Ostdeutsch-
land« der Bundestagsfraktion DIE LINKE, BT-Drs. 17/4192 vom 15. De-
zember 2010. 
9 Diese werden auf 6 Mrd. Euro jährlich bei vollständiger Umsetzung ver-
anschlagt (vgl. BT-Drs. 17/7393, S. 6). 
10 Vgl. VERDI (2008).
11 Ohne dass dies im Vorschlag von VERDI thematisiert wird, muss wohl
davon ausgegangen werden, dass mit zunehmender Lohnangleichung
in Ostdeutschland der Zuschlag gekürzt werden müsste, da der Renten-
wert Ost ansonsten über den Allgemeinen Rentenwert hinaus ansteigen
würde. 
12 Vgl. Antrag »Gleiches Rentenrecht in Ost und West« der Bundestags-
fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN, BT-Drs. 17/5207 vom 23. März 2011.
Der Antrag lässt allerdings einige Fragen offen; insbesondere wird nicht
klar, inwieweit der auf dem westdeutschen Niveau vereinheitlichte Ren-
tenwert künftig mit der Zuwachsrate der gesamtdeutschen oder lediglich
der westdeutschen Einkommen fortgeschrieben werden soll. Forschungsergebnisse
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fung drohender Altersarmut für Geringverdiener in Ost-
und Westdeutschland eine Hochwertung von Entgelt-
punkten gefordert.
– In ähnlicher Weise wird auch vom Sachverständigenrat
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung eine bestandserhaltende Umbewertung bestehen-
der Rentenansprüche vorgeschlagen, allerdings erst ab
dem Jahr 2020 (vgl. Sachverständigenrat zur Begutach-
tung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 2008, 
Tz. 624 ff.). Von diesem Jahr an solle nur noch ein ge-
samtdeutscher Rentenwert zur Anwendung kommen,
der sich (anders als bei dem Vorschlag der GRÜNEN) am
durchschnittlichen Jahresentgelt in ganz Deutschland ori-
entiert. Auf die Hochwertung von Entgeltpunkten solle
vom Reformzeitpunkt an ebenfalls verzichtet werden.13
Offenkundig werden die grundlegenden Kriterien der Teil-
habe- bzw. Beitragsäquivalenz nur von den Vorschlägen der
GRÜNEN bzw. des Sachverständigenrats erfüllt, weil in den
beiden erstgenannten Reformvorschlägen die Hochwertung
der Entgeltpunkte in Ostdeutschland erhalten bleibt.14 Es
geht somit hierbei nicht um eine Vereinheitlichung des Ren-
tensystems, sondern lediglich um eine möglichst schnelle
Anhebung der Ost-Renten. Diese ist bei fehlender Lohnkon-
vergenz15beim VERDI-Vorschlag lediglich temporär16, beim
Vorschlag der LINKEN hingegen dauerhaft. Wegen der feh-
lenden Systemkonformität können diese beiden Vorschlä-
ge im Folgenden unberücksichtigt bleiben. 
Wie noch gezeigt wird, weisen in dynamischer Betrachtung
allerdings auch die Vorschläge von GRÜNEN und Sachver-
ständigenrat Probleme auf, da die vollständige Angleichung
der Ost-Renten bei beiden Modellen erst lange nach einer
etwaigen Lohnangleichung erreicht wird. Hinzu kommt, dass
die Ost-Rentner gegenüber den Regelungen des Status quo
eine deutlich schlechtere Rentenentwicklung hinzunehmen
hätten. Im Folgenden wird daher ein eigener Vorschlag prä-
sentiert, der zum einen darauf abzielt, Teilhabe- und Bei-
tragsäquivalenz zu gewährleisten, zum anderen aber auch
eine übermäßige Schlechterstellung der Ost-Rentner gegen-
über dem Status quo vermeidet (im Folgenden als »ifo-Vor-
schlag« gekennzeichnet). 
Dies kann erreicht werden, indem – ähnlich wie beim Vor-
schlag von Sachverständigenrat und GRÜNEN – ab einem
festzulegenden Zeitpunkt zwar der Rentenwert für neu er-
worbene Entgeltpunkte wie auch die Vorgehensweise bei der
Ermittlung der Entgeltpunkte gesamtdeutsch einheitlich fest-
gelegt wird, für bereits bestehende Rentenanwartschaften
aber die bisherige Vorgehensweise beibehalten wird: 
– Für neu erworbene Rentenanwartschaften wird der Ren-
tenwert Ost auf das dann geltenden Niveau des Allgemei-
nen Rentenwert angehoben; auch das für die Ermittlung
des individuellen Entgeltpunktanspruchs geltende Durch-
schnittsentgelt wird auf das westdeutsche Niveau erhöht.
Bei gegebenen Löhnen bedeutet dies, dass in Ostdeutsch-
land zwar weniger Entgeltpunkte erworben werden als
bisher, diese aber mit einem höheren Rentenwert bewer-
tet werden, so dass sich die aus einem gegebenen SV-
pflichtigen Einkommen resultierenden Rentenansprüche
nicht ändern. Für die Umstellung bietet sich dabei das
Jahr 2020 (als Zeitpunkt für das Auslaufen des Solidar-
pakts II) an, da gemeinhin angenommen wird, dass bis
dahin alle transformationsbedingten Nachteile der neuen
Länder abgebaut sind. Es wird damit – wenngleich nur
hypothetisch – auch unterstellt, dass bis dahin ein Ab-
bau der transformationsbedingten Einkommensrückstän-
de in den neuen Ländern erreicht ist, sämtliche noch ver-
bleibenden Unterschiede im allgemeinen Lohnniveau so-
mit strukturell bedingt sind.17 Für die nachfolgenden Jah-
re wird eine Fortschreibung von Rentenwert und Durch-
schnittsentgelt mit der gesamtdeutschen Wachstumsra-
te der SV-pflichtigen Löhne und Gehälter vorgenommen.
– Für die bis dahin erworbenen Entgeltpunkte wird hinge-
gen anders als bei den anderen Reformvorschlägen am
bisherigen System festgehalten: Diese werden somit nicht
angepasst und weiterhin mit einem hypothetischen Ren-
tenwert Ost (in den neuen Ländern) bzw. einem hypothe-
tischen Rentenwert West (in den alten Ländern) bewer-
tet, der jeweils mit der Einkommensentwicklung in den
beiden Landesteilen fortgeschrieben wird.18 Altansprü-
che bleiben somit gegenüber dem Status quo unverän-
dert (sofern man von einer etwaigen Rückführung der
derzeit noch bestehenden Begünstigung der Ost-Rent-
ner aufgrund der »Schutzklausel Ost« einmal absieht).
13 Im politischen Raum wurde ein ähnlicher Vorschlag auch von der FDP
(vgl. BT-Drs. 16/5482 vom 4. Juni 2008) unterbreitet, allerdings um ein
Wahlrecht der Versicherten (bezüglich Abfindung künftig zu erwartender
Rentenwertsteigerungen in Ostdeutschland) ergänzt. Der Antrag wurde
später zurückgezogen. 
14 Die von den GRÜNEN geforderte Hochwertung der Entgeltpunkte für Ge-
ringverdiener widerspricht allerdings den Prinzipien von Teilhabe- und Bei-
tragsäquivalenz. Die Bekämpfung von Altersarmut ist eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe und sollte daher grundsätzlich außerhalb des Ren-
tensystems erfolgen.
15 Bei fortgesetzter Lohnkonvergenz wird langfristig auch im VERDI-Modell
die dauerhafte Rentenangleichung erreicht. 
16 Beim VERDI-Vorschlag kommt es bei fehlender Lohnkonvergenz zu einem
langfristigen Absinken der Eckrenten, weil nur Altansprüche zuschlags-
berechtigt sind. Die Schutzklausel des § 68a SGB VI greift hier nicht, weil
sich diese allein auf den Rentenwert bezieht, VERDI jedoch die Anglei-
chung der Ost-Renten mittels Zuschlagszahlungen erreichen will. 
17 Implizit ist die Annahme, dass mit dem Zeitpunkt der Umstellung des Ren-
tensystems die vollständige Lohnangleichung (und damit das Einheits-
versprechen der »Angleichung der Lebensverhältnisse«) erreicht ist, auch
in den Reformvorschlägen von GRÜNEN und Sachverständigenrat ent-
halten. Dies erklärt wohl auch das Zögern der Bundesregierung, bereits
jetzt eine Vereinheitlichung des Rentensystems in beiden Teilen Deutsch-
lands vorzunehmen, denn dies würde das Eingeständnis bedeuten, dass
der Ost-West-Konvergenzprozess bereits vor vollständiger Lohnanglei-
chung zum Ende gekommen wäre. Demgegenüber kommt die wissen-
schaftliche Literatur inzwischen mehrheitlich zu der Einschätzung, dass
angesichts der gegebenen Wirtschafts- und Siedlungsstrukturen auch
dauerhaft ein Produktivitäts- und Einkommensrückstand zwischen Ost-
und Westdeutschland bestehen bleiben wird (vgl. z.B. IWH et al. 2011). 
18 Dies impliziert allerdings, dass auch langfristig noch eine getrennte Festset-
zung von Rentenwert Ost und allgemeinem Rentenwert notwendig ist. Forschungsergebnisse
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Die individuell erzielte Rente ergibt sich so-
mit aus der Summe von »alten« Entgeltpunk-
ten, multipliziert mit einem (entsprechend der
Lohnentwicklung in den jeweiligen Landes-
teilen fortgeschriebenen) regionsspezifischen
Rentenwert einerseits, und »neuen« Entgelt-
punkten, multipliziert mit einem gesamt-
deutsch festgesetzten (und mit der gesamt-
deutschen Lohnentwicklung19 fortgeschrie-
benen) Rentenwert andererseits. Mit fort-
schreitendem Abstand vom Umstellungszeit-
punkt kommt es somit für neu in den Ruhe-
stand tretende Versicherte zu einer zuneh-
menden »Substitution« von Altansprüchen
durch Neuansprüche. Zwar liegen die neu
hinzukommenden Rentenansprüche etwas
niedriger als Altansprüche, doch ist die da-
durch verursache Kürzung der Eckrenten –
da pro Jahr jeweils nur ein »alter« Entgelt-
punkt durch einen »neuen« Entgeltpunkt ersetzt wird – ver-
nachlässigbar gering.20
Das beschriebene Modell gewährleistet ab dem Reform-
zeitpunkt Beitragsäquivalenz (bei gleichen Einkommen wer-
den in West- wie in Ostdeutschland gleiche Rentenanwart-
schaften erworben). Langfristig stellt sich zudem auch Teil-
habeäquivalenz (gemessen am gesamtdeutschen Durch-
schnitt) ein.
Im Umstellungszeitpunkt führt der hier unterbreitete Anglei-
chungsvorschlag zu genau den gleichen Rentenansprü-
chen wie im Status quo bzw. in den Reformansätzen von
Sachverständigenrat und GRÜNEN; für die Zeit danach un-
terscheiden sich hingegen die Vorschläge, wenn es zu Di-
vergenzen in der Einkommensentwicklung in den einzelnen
Landesteilen kommt. Dies wird im Folgenden näher aus-
geführt. 
Simulationsrechnung der Auswirkungen 
verschiedener Reformmodelle
Um die Implikationen der unterschiedlichen Reformansätze
für die Entwicklung der Renten in Ostdeutschland heraus-
zuarbeiten, wird hier zunächst die zeitliche Entwicklung der
(anfänglichen) (Eck-)Renten21 von Neurentnern bei unter-
schiedlichen Annahmen über eine mögliche Lohnkonver-
genz in den neuen Ländern betrachtet.22Abschließend wird
auch kurz auf die Implikationen der verschiedenen Reform-
vorschläge für die Bestandsrentner eingegangen. 
Gibt es keinerlei Lohnkonvergenz, so sind die Vorschläge
von Sachverständigenrat, ifo Institut und GRÜNEN23 auch
langfristig identisch (vgl. Abb. 1).24 Die ostdeutschen Ren-
ten, die derzeit 88,7% des vergleichbaren westdeutschen
Wertes betragen, werden bis zum Jahr 2065 allmählich
auf das Niveau sinken, dass durch die Lohnrelation vor-
gegeben ist (87,5%).25 Gegenüber dem Status quo (Fort-
bestand der Regelungen des RÜG) stellt dies also eine
leichte (aber vermutlich politisch vertretbare) Verschlech-
terung dar. 
Bei einer Lohnkonvergenz innerhalb von 25 Jahren26 hin-












Quelle: Berechnungen des  ifo Instituts.
Angleichungsstand von Löhnen und Rentena)
a) Eckrente in Ostdeutschland in Prozent der Eckrente in Westdeutschland.
- keine Lohnkonvergenz -
Abb. 1
19 Alternativ ist auch die Fortschreibung mit der westdeutschen Lohnent-
wicklung möglich, was den Vorteil hätte, dass die West-Rentner nicht
von konvergenzbedingten Lohnsteigerungen im Osten profitieren würden.
An den grundlegenden Simulationsergebnissen des nachfolgenden Ab-
schnitts ändert dies nichts. 
20 Beim heute bestehenden Niveau der ostdeutschen Durchschnittsentgel-
te von 87,5% des westdeutschen Niveaus macht die Rentenkürzung pro
Jahr 0,03% aus. 
21 Betrachtet wird die Entwicklung der Renten von Versicherten mit 45-jäh-
riger Versicherungszeit mit dem jeweiligen regionalen Durchschnittsein-
kommen.
22 Um lediglich die Unterschiede zwischen den einzelnen Vorschlägen he-
rauszuarbeiten, wird auf Reformen wie die Rente mit 67 und die Berück-
sichtigung von Nachhaltigkeitsfaktoren u.Ä. verzichtet. 
23 Die im GRÜNEN-Vorschlag enthaltende Hochwertung der Entgeltpunkte
für Geringverdiener in Ost- und Westdeutschland bleibt unberücksich-
tigt. Um die verschiedenen Vorschläge vergleichbar zu machen, wurde
hier weiterhin für den Ansatz der GRÜNEN der Reformzeitpunkt auf das
Jahr 2020 festgelegt. Vgl. zu den Implikationen einer früheren Reform auch
Fußnote 28.
24 Der Vollständigkeit halber sind in den nachfolgenden Abbildungen auch
die Implikationen der Vorschläge von VERDI und LINKEN aufgeführt. 
25 Dieser Effekt rührt allein aus der Tatsache, dass für künftige Einkünfte in
Ostdeutschland weniger Entgeltpunkte erworben werden; die »Renten-
schutzklausel« aus § 68a SGB VI, die sich allein auf den Rentenwert be-
zieht, wirkt insoweit nicht. 
26 Bei Lohnkonvergenz genau bis zum Reformzeitpunkt (hier: 2020) ist die
Entwicklung der Renten in allen Vorschlägen identisch mit dem durch die
Vorgaben des Rentenüberleitungsgesetzes bestimmten Status quo. 
27 Beide Vorschläge führen bei Einführung im Jahr 2020 zu identischen Ent-
wicklungen und sind daher in der Abbildung nicht unterscheidbar. 
28 Entgegen seiner vermutlichen Intention führt der GRÜNEN-Vorschlag zu
einer umso stärkeren Benachteiligung der Ost-Rentner, je früher die Ver-
einheitlichung des Rentensystems erfolgt, da damit der Zeitraum zunimmt,
in dem nur geringe Entgeltpunktansprüche erworben werden.Forschungsergebnisse
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verständigenrat zu einer deutlich langsameren Anglei-
chung der ostdeutschen Renten an das westdeutsche Ni-
veau als das Modell des ifo Instituts (vgl. Abb. 2). Grund
für den nur langsamen Rentenanstieg bei den Ansätzen
von Sachverständigenrat und GRÜNEN ist dabei die Fort-
schreibung des Rentenwerts allein mit der gesamtdeut-
schen Lohnentwicklung. Beim Vorschlag des ifo Instituts
hingegen steigt das Rentenniveau hingegen bis zum Jahr
2036 (dem Zeitpunkt der Lohnangleichung) auf einen 
Wert von 98,4% des westdeutschen Wertes, weil der hier
für die Bewertung der »alten« Entgeltpunkte herangezo-
gene Rentenwert Ost die Lohnkonvergenz genau nach-
zeichnet. 
In allen drei Vorschlägen wird die vollständige Rentenan-
gleichung unter den hier getroffenen Annahmen allerdings
erst im Jahre 2081 erreicht, während die vollständige Lohn  -
angleichung (annahmegemäß) bereits im Jahre 2036 ver-
wirklicht ist. Grund hierfür ist, dass die zwischen Reform-
zeitpunkt und vollständiger Lohnangleichung erzielten Ein-
künfte nur zu geringeren (weil am gesamtdeutschen Durch-
schnitt gemessenen) Entgeltpunkten führen. 
Gegenüber dem Status quo, der einen Anstieg der ost-
deutschen Renten in Einklang mit der Lohnentwicklung
vorsieht, führen alle drei hier vorgestellten Reformansät-
ze somit zu einer Verschlechterung der Situation der Ost-
Rentner, wenn man davon ausgeht, dass es nach der Ver-
einheitlichung des Rentensystems doch noch zu einer
weiteren Einkommenskonvergenz zwischen Ost- und
Westdeutschland kommt. Beim Vorschlag von GRÜNEN
und Sachverständigenrat beträgt der »Verlust« der Ost-
Rentner in dem hier gewählten Zahlenbeispiel gegenüber
dem Status quo in der Spitze mehr als 5,5%. Beim ifo-
Vorschlag hingegen beläuft sich dieser nur auf maximal
1,4% und scheint damit verkraftbar. 
Noch gravierender sind die Folgen einer Umsetzung der Vor-
schläge von SVR und GRÜNEN für die Bestandsrentner.
Da sowohl in Ost- als auch in Westdeutschland der Ren-
tenwert bei beiden Vorschlägen im Umfang der gesamtdeut-
schen Lohnentwicklung steigt, können die Rentner in Ost-
deutschland auch nicht mehr an einer möglichen Lohnkon-
vergenz partizipieren; vielmehr wird die Ost-West-Renten-
relation des Reformjahres für die Bestandsrentner damit für
alle Zeit festgeschrieben. In dem hier berechneten Zahlen-
beispiel fällt die Rente in Ostdeutschland gegenüber dem
Status quo um bis zu 6% niedriger aus. Beim ifo-Vorschlag,
bei dem der Rentenwert für vor der Reform erworbene Ent-
geltpunkte weiterhin im Umfang der regionsspezifischen
Lohnsteigerungen steigt, kommt es hingegen für die Be-
standsrentner gegenüber dem Status quo zu keinerlei Ver-
änderung.
Zusammenfassung
Im Zuge der deutschen Vereinigung wurde beschlossen, die
Rentenangleichung in Ostdeutschland im Einklang mit der
erwarteten Lohnangleichung vorzunehmen. Das dazu ent-
wickelte System »hochgewerteter« Entgeltpunkte bei gleich-
zeitig niedrigerem Rentenwert führt zwar bei Lohnkonver-
genz auch zu gleichen Renten in Ost- und Westdeutschland,
widerspricht aber in der Übergangszeit dem Grundsatz der
Beitragsäquivalenz, nach dem gleiche Einkommen unabhän-
gig vom Wohn- und Arbeitsort zu gleichen Rentenanwart-
schaften führen sollen. Inzwischen wird von allen politischen
Parteien in Deutschland eine rasche Vereinheitlichung des
Rentensystems zwischen Ost- und Westdeutschland ge-
fordert; entsprechende parlamentarische Initiativen haben
bislang aber keine politischen Mehrheiten gefunden. 
Ein Grund hierfür dürfte es sein, dass die zur Diskussion
stehenden Vorschläge von LINKEN, VERDI,
GRÜNEN und Sachverständigenrat mit
Nachteilen für wenigstens eine Gruppe von
Betroffenen einhergehen. Das ifo Institut legt
aus diesem Grund hiermit einen Reformvor-
schlag für die Vereinheitlichung des Renten-
systems vor, der die grundlegenden Prinzi-
pien von Teilhabe- und Beitragsäquivalenz
erfüllt, gleichzeitig aber die bei den existie-
renden Ansätzen resultierende Benachteili-
gung einzelner Gruppen vermeidet oder zu-
mindest minimiert. Hierzu muss lediglich dif-
ferenziert werden zwischen Entgeltpunkten,
die vor der Reform erworben wurden, und
solchen, die nach Umsetzung der Reform
entstehen. In Kombination mit regional un-
terschiedlichen Rentenwerten allein für die
Altanwartschaften lassen sich die skizzier-












Quelle: Berechnungen des  ifo Instituts.
Angleichungsstand von Löhnen und Rentena)
a) Eckrente in Ostdeutschland in Prozent der Eckrente in Westdeutschland.
- Lohnkonvergenz in 25 Jahren -
Abb. 2Forschungsergebnisse
ifo Schnelldienst 4/2012 – 65. Jahrgang
21
Literatur
Antrag »Für eine gerechte Angleichung der Renten in Ostdeutschland« der
Bundestagsfraktion DIE LINKE, BT-Drs. 17/4192 vom 15. Dezember 2010,
online verfügbar unter:
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/17/041/1704192.pdf.
Antrag »Gleiches Rentenrecht in Ost und West« der Bundestagsfraktion Bünd-
nis 90/DIE GRÜNEN, BT-Drs. 17/5207 vom 23. März 2011, online verfüg-
bar unter: http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/17/052/1705207.pdf.
Antwort der Bundesregierung auf die Große Anfrage »Zwanzig Jahre Ren-
tenüberleitung – Perspektiven für die Schaffung eines einheitlichen Renten-
rechts in Deutschland«, BT-Drs. 17/7393 vom 19. Oktober 2011, online ver-
fügbar unter: http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/17/073/1707393.pdf. 
Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage »Zu Forderungen nach
einer Angleichung des aktuellen Rentenwerts (Ost) an den aktuellen Renten-
wert sowie nach einem einheitlichen Rentenrecht«, BT-Drs. 16/10825 vom
11. November 2008, online verfügbar unter:
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/16/108/1610825.pdf.
IWH, DIW, ifo, IAB, HoF und RWI (2011), Wirtschaftlicher Stand und Perspek-
tiven für Ostdeutschland, Gutachten im Auftrag des Bundesministeriums des
Inneren, Institut für Wirtschaftsforschung Halle, Sonderheft, Halle.
Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und FDP für die 17. Legislaturperi-
ode (2009), Wachstum. Bildung. Zusammenarbeit. Der Koalitionsvertrag 
zwischen CDU, CSU und FDP, online verfügbar unter:
http://www.cdu.de/doc/pdfc/091026-koalitionsvertrag-cducsu-fdp.pdf.
Redebeiträge zur Bundestagsdebatte am 26. Mai 2011, Plenarprotokoll
17/111, online verfügbar unter: http://dipbt.bundestag.de/dip21/btp/17/
17111.pdf.
Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung (2008). Die Finanzkrise meistern – Wachstumskräfte stärken, Jahres-
gutachten 2008/2009, online verfügbar unter: http://www.sachverstaendi-
genrat-wirtschaft.de/85.html.
VERDI (2008), »ver.di-Modell zur Rentenangleichung Ost«,Sopo aktuellNr.68,
12. September.